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Praxis & Alltag

Alle Beschäftigten haben einen Anspruch auf  
einen Arbeitsplatz ohne Gefährdung. Damit dies 
gewährleistet werden kann, ist der Arbeitgeber 
gem. § 5 Arbeitsschutzgesetz zur Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen verpflichtet, um ent-
sprechend den Gefährdungen die erforderlichen  
Arbeitsschutzmaßnahmen systematisch abzulei-
ten. Dies erfolgt mit Hilfe der sogenannten Ge-
fährdungsbeurteilung (GBU), wobei diese für 
jeden Tätigkeitsbereich erstellt werden muss. 
Eine klassische Untergliederung in der Zahnarzt-
praxis stellen dementsprechend der Bereich der 
zahnmedizinischen Behandlung, der Aufberei-
tungsbereich, der Röntgenbereich sowie die Bild-
schirm- und Büroarbeitsplätze dar.

Für die zu betrachtenden Bereiche sind die fol-
genden Schritte durchzuführen:

X Gefährdungen ermitteln
X Risikoeinstufung / Gefährdung beurteilen
X Maßnahmen festlegen
X Maßnahmen durchführen
X Erneute Risikoeinstufung /

Wirksamkeitsprüfung
X Gefährdungsbeurteilung fortschreiben

1. Gefährdungen ermitteln
Hierbei geht es darum, sämtliche naheliegenden 
Gefährdungen vorausschauend für den jewei-
ligen Arbeitsbereich abzubilden. Die Leitfragen 
lauten: Was könnte passieren? Welchen Faktoren 
bin ich ausgesetzt? Wichtig zu betonen ist, dass 
an dieser Stelle noch nicht die Risikobewertung 
oder Maßnahmen mit einfließen. Die Tätigkeiten 
samt Risiken werden dementsprechend zunächst 
sachlich betrachtet ohne die eventuell bereits  
getroffenen Sicherheitsmaßnahmen.

Beispiel: Eine Infektionsgefährdung durch 
Schnitt- und Stichverletzung wird mit aufgenom-
men, auch wenn das Risiko im aktuellen Ist- 
Zustand bereits durch Maßnahmen wie geeig-
nete Abwurfboxen und einhändiges Recapping 
dem Akzeptanzbereich zugeordnet werden kann.

Mögliche Gefährdungsquellen stellen physika
lische, chemische und biologische Einwirkungen, 
die Gestaltung des Arbeitsplatzes, die Arbeits
umgebung, die Arbeitsmittel oder auch die psy-
chische Belastung dar.

2. Risikoeinstufung /
Gefährdung beurteilen
Die Risikoeinstufung der ermittelten Gefährdun-
gen erfolgt entweder anhand gesetzlicher Vorga-
ben und Grenzwerte oder im Fall von Gefährdun-
gen und Belastungen, für die keine passenden 
Vorgaben existieren, mittels Risikoabschätzung. 
Mit Hilfe der Betrachtung der Eintrittswahrschein-
lichkeit sowie des Schadensausmaßes, wird hier-
bei so objektiv wie möglich das Risiko eingestuft.
Stellt sich bei der Beurteilung heraus, dass Grenz-
werte überschritten, Vorgaben nicht eingehalten 
oder das Entstehen einer Erkrankung bzw. eines 
Unfalls nicht hinreichend ausgeschlossen werden 
können, müssen im nächsten Schritt Schutzmaß-
nahmen erarbeitet und festgelegt werden.

3. Maßnahmen festlegen
Analog zur Beurteilung des Risikos einer Ge-
fährdung, sind auch die ggf. zu treffenden Maß-
nahmen in den gesetzlichen Vorschriften und 
technischen Regeln zu finden. Ergänzend kann 
es auch hierfür notwendig sein, eigene praxis
individuelle Maßnahmen zu entwickeln, um das 
erwünschte Maß an Sicherheit zu erzielen.
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Bei der Auswahl der geeigneten Maßnahmen  
orientiert man sich am sog. STOP-Prinzip, welches 
für Substitution-Technisch-Organisatorisch-Perso-
nenbezogen steht. Maßnahmen können mithilfe 
dieses Prinzips bezüglich des Wirksamkeitsgrades 
eingestuft werden. Am wirksamsten ist dabei die 
Substitution (bspw. der Austausch von Gefahr-
stoffen gegen weniger gefährliche) gefolgt von 
technischen Maßnahmen wie etwa einer hoch
volumigen Absaugung zur Reduktion potentiell 
infektiöser Aerosole während der Behandlung. 
Somit sollten diese Maßnahmen falls möglich 
präferiert werden. Die organisatorischen (z. B. die 
zeitliche Trennung von bestimmten Tätigkeiten) 
und personenbezogenen Maßnahmen sind meist 
weniger wirksam, da besonders letztere leicht zu 
umgehen sind und vom individuellen Verhalten 
der Person abhängig sind. Die persönliche Schutz
ausrüstung entfaltet schließlich nur ihre Wirkung, 
wenn sie auch tatsächlich getragen wird.

4. Maßnahmen durchführen

5. Wirksamkeitsprüfung

6. Gefährdungsbeurteilung
fortschreiben

Ziel ist es, das Risiko in den Akzeptanzbereich zu 
bringen, welches einem hinnehmbaren Restrisiko 
entspricht. Die durchgeführten Maßnahmen soll-
ten folglich auf ihre Wirksamkeit hin überprüft 
werden. Dafür ist es sinnhaft, vorab messbare 
Kriterien, den Zeitrahmen und vor allem Verant-
wortlichkeiten festzulegen. Kommt es bspw. trotz 
der durchgeführten Maßnahmen regelmäßig zu 
Schnitt- und Stichverletzungen, muss nachjustiert 
werden. Zudem muss die GBU regelmäßig aktu-
alisiert und ggf. mit einer anlassbezogenen GBU 
ergänzt werden.

Abschließend kann festgehalten werden, dass 
die GBU die Erklärung bzw. Herleitung der Maß-
nahmen ist, welche bereits in den Praxen über-
wiegend umgesetzt werden. Eine hochvolumige 
Absaugung während der Behandlung oder das 
Tragen persönlicher Schutzausrüstung zur Reduk
tion der Infektionsgefährdung gilt als absoluter 
Standard und wird oft nicht mehr hinterfragt.  
Die GBU ist jedoch die Begründung der Notwen-
digkeit dieser Maßnahmen und zugleich eine 
Dokumentation darüber, ob der Fürsorgepflicht 
gegenüber den Arbeitnehmenden nachgekom-
men wird. 
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